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Bundesministerium für Gesundheit  
 
Per Mail:  
BStabG@bmg.bund.de 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Verhaltensmedizin und 

Verhaltensmodifikation (DGVM) 

zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit 

„Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz)“ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Deutsche Gesellschaft für Verhaltensmedizin und Verhaltensmodifikation e.V. (DGVM) 
nimmt im Folgenden Stellung zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der 
Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz). 

Die DGVM empfiehlt zudem, bei gesundheitspolitischen Reformen dieser Tragweite die 
wissenschaftliche Expertise der in der AWMF organisierten Fachgesellschaften systematisch zu 
berücksichtigen. Eine solche Einbindung kann wesentlich dazu beitragen, evidenzbasierte 
Entscheidungen zu stärken und langfristige Fehlentwicklungen im Versorgungssystem zu 
vermeiden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

für den Vorstand der Deutschen Gesellschaft für Verhaltensmedizin und Verhaltensmodifikation 
e.V. (DGVM) 

 

Prof. Dr. Johannes Laferton 

(Vorsitzender)  

 

Vorstand: 
Prof. Dr. Johannes Laferton 
Fakultät für Medizin 
HMU Health and Medical University, Potsdam 
Olympischer Weg 1 
14471 Potsdam 
Tel+49-331-745113-203 

info@dgvm-online.de 
 
Bankverbindung:  
Deutsche Apotheker- und Ärztebank eG 
BLZ 700 906 06, Kto.–Nr. 2 43 18 07 
IBAN: DE24 3006 0601 0002 4318 07 
BIC (SWIFT): DAAEDEDDXXX 
 
Nachrichtlich:  
Frau Bretz (Geschäftsstelle) 
 
Potsdam, den 22.4.2026 
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1. Allgemeine Bewertung 

Die DGVM begrüßt ausdrücklich das Ziel des Bundesministeriums für Gesundheit, die 
finanzielle Stabilität der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) langfristig zu sichern. 
Angesichts steigender Ausgaben, demografischer Veränderungen und struktureller 
Herausforderungen ist eine nachhaltige Steuerung der Beitragssätze notwendig. 

Aus Sicht der Verhaltensmedizin gilt jedoch: Maßnahmen zur kurzfristigen 
Ausgabenbegrenzung dürfen nicht zu strukturellen Fehlsteuerungen führen, die mittel- und 
langfristig eine Verschlechterung der Versorgung sowie höhere Folgekosten verursachen. 
Insbesondere im Bereich der psychischen Gesundheit besteht die Gefahr eines solchen 
Zielkonflikts. 

Psychische Erkrankungen zählen zu den häufigsten und volkswirtschaftlich bedeutsamsten 
Erkrankungen. Sie beeinflussen Erwerbsfähigkeit, Lebensqualität und Gesundheitskosten in 
erheblichem Ausmaß. Gleichzeitig zeigen zahlreiche Studien, dass psychotherapeutische 
Interventionen wirksam, nachhaltig und kosteneffizient sind. 

 

2. Verhaltensmedizinische Perspektive: Bedeutung psychischer Gesundheit für somatische 
Erkrankungen 

Aus verhaltensmedizinischer Perspektive ist besonders hervorzuheben, dass psychische und 
körperliche Erkrankungen eng miteinander verflochten sind. 

Bei einer Vielzahl großer körperlicher Erkrankungen mit hoher Relevanz für das 
Gesundheitssystem – darunter insbesondere Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes mellitus 
und muskuloskelettale Erkrankungen – ist die Komorbidität mit psychischen Erkrankungen 
deutlich erhöht. 

 

Diese Komorbidität ist nicht nur ein begleitendes Phänomen, sondern hat nachweisbare 
Konsequenzen für den Krankheitsverlauf: 

• schlechtere Therapieadhärenz 

• erhöhte Symptomlast 

• höhere Morbidität 

• erhöhte Mortalität 

• gesteigerte Inanspruchnahme medizinischer Leistungen 

Für die Bewertung des Referentenentwurfs ist dabei eine spezifische Verkettung von zentraler 
Bedeutung: 

Komorbide psychische Störungen führen (a) zu einer erhöhten Inanspruchnahme somatisch 
tätiger Ärztinnen und Ärzte und gleichzeitig (b) zu einer geringeren Wirksamkeit somatischer 
Therapien. 

Damit wirkt sich eine Einschränkung psychotherapeutischer Versorgung nicht nur auf die 
psychische Gesundheit aus, sondern verstärkt unmittelbar die Belastung anderer 
Versorgungsbereiche und reduziert deren Effektivität. Vor diesem Hintergrund ist die 
vorgesehene – im Gesamtbudget vergleichsweise kleine – Begrenzung psychotherapeutischer 
Leistungen besonders kritisch zu bewerten: Sie wird mit hoher Wahrscheinlichkeit mehrfach 
kompensatorisch „bezahlt“ werden – durch mehr Inanspruchnahme, geringere 
Behandlungseffekte und daraus resultierende Folgekosten. 
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3. Kritische Bewertung der vorgesehenen Maßnahmen (§ 87d SGB V) 

Die im Referentenentwurf vorgesehenen Regelungen zur Begrenzung der 
Vergütungsentwicklung und zur strukturellen Neuordnung der Gesamtvergütung (insbesondere 
§ 87d SGB V) sind aus Sicht der DGVM kritisch zu bewerten. 

 

Analog zur Einschätzung anderer wissenschaftlicher Fachgesellschaften besteht das Risiko, 
dass: 

• psychotherapeutische Leistungen gegenüber anderen Versorgungsbereichen 
benachteiligt werden 

• die Bedarfsorientierung der Versorgung geschwächt wird 

• bestehende Versorgungsengpässe verstärkt werden 

• Fehlanreize zulasten wirksamer und kosteneffizienter Interventionen entstehen 

Bereits heute bestehen erhebliche Wartezeiten auf psychotherapeutische Behandlungen. Eine 
weitere Begrenzung der Vergütung oder Rückführung in budgetierte Strukturen wird 
voraussichtlich zu einer Reduktion des Angebots führen und den Zugang zur Versorgung weiter 
verschlechtern. 

Zudem ist zu erwarten, dass eine Unterversorgung im ambulanten Bereich zu einer 
Verlagerung in kostenintensivere Versorgungsformen (z. B. stationäre Behandlungen) führt, 
wodurch die intendierten Einsparungen konterkariert werden. 

 

4. Langfristige gesundheitsökonomische Implikationen 

Der Referentenentwurf verfolgt das Ziel, die Ausgabendynamik der GKV zu begrenzen und die 
Beitragssätze zu stabilisieren. 

Aus gesundheitsökonomischer Sicht ist jedoch entscheidend, dass Einsparmaßnahmen nicht 
zu einer Verschiebung von Kosten in andere Bereiche führen. 

Die Evidenzlage zeigt, dass: 

• frühzeitige psychotherapeutische Interventionen Chronifizierung verhindern können 

• integrierte Behandlung psychischer und somatischer Erkrankungen Kosten reduziert 

• unbehandelte psychische Komorbidität zu deutlich höheren Gesamtkosten führt 

 

Vor diesem Hintergrund besteht ein struktureller Widerspruch: Maßnahmen, die kurzfristig 
Ausgaben reduzieren, können langfristig zu einer Erhöhung der Gesamtausgaben führen. 

 

5. Empfehlungen der DGVM 

Zur nachhaltigen Stabilisierung der GKV-Finanzen empfiehlt die DGVM: 

• Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten und auskömmlichen Finanzierung 
psychotherapeutischer Leistungen 

• Die Stärkung der ambulanten Versorgung als zentralem Pfeiler einer effizienten 
Gesundheitsversorgung 

• Die Förderung integrierter Versorgungsmodelle für psychische und somatische 
Erkrankungen 

• Investitionen in Prävention und frühzeitige Intervention 
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• Berücksichtigung verhaltensmedizinischer Evidenz bei gesundheitspolitischen 
Entscheidungen 

 

6. Fazit 

Die Stabilisierung der Beitragssätze in der GKV ist ein legitimes und notwendiges Ziel. Der 
vorliegende Referentenentwurf birgt jedoch erhebliche Risiken für die Qualität, Zugänglichkeit 
und Effizienz der Gesundheitsversorgung – insbesondere im Bereich der psychischen 
Gesundheit. 

Aus verhaltensmedizinischer Perspektive ist hervorzuheben, dass psychotherapeutische 
Versorgung nicht nur ein eigenständiger Versorgungsbereich ist, sondern eine zentrale Rolle für 
den Verlauf und die Kosten vieler somatischer Erkrankungen spielt. 

 

Eine Schwächung dieses Bereichs würde somit nicht nur die Versorgung psychisch erkrankter 
Menschen verschlechtern, sondern auch die Behandlung zentraler Volkskrankheiten 
beeinträchtigen und langfristig die finanziellen Belastungen der GKV erhöhen. 

Die DGVM empfiehlt daher eine Überarbeitung der vorgesehenen Regelungen mit dem Ziel, 
kurzfristige fiskalische Effekte nicht zulasten langfristiger Versorgungsqualität und 
Wirtschaftlichkeit zu realisieren. 

 

 

Über die DGVM: 

ie Deutsche Gesellschaft für Verhaltensmedizin und Verhaltensmodifikation e.V. (DGVM) ist 
eine interdisziplinäre, wissenschaftliche Fachgesellschaft und Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) mit rund 200 Mitgliedern 
aus Medizin, Psychologie und angrenzenden Disziplinen. Sie widmet sich der Erforschung und 
Anwendung der Wechselwirkungen zwischen biologischen, psychischen und sozialen Faktoren 
bei der Entstehung und Behandlung von Krankheiten. Ziel der DGVM ist es, wissenschaftlich 
fundierte Erkenntnisse für Prävention, Diagnostik und Therapie insbesondere chronischer 
Erkrankungen zu gewinnen und in die Versorgung zu überführen. Als Teil der International 
Society of Behavioral Medicine (ISBM) ist die DGVM in ein internationales Netzwerk 
eingebunden, das die Integration biomedizinischer und verhaltenswissenschaftlicher Ansätze 
fördert, wissenschaftlichen Austausch stärkt und evidenzbasierte Standards in Forschung, 
Lehre und Versorgung weiterentwickelt. 

Weitere Infos: https://www.dgvm.org/ 

https://www.dgvm.org/

